
30.00

30.00

7.0

3.0

2.0

3.0

00

22.7

26.3

11.1

2.0

3.
0

3.0

30
.0

3.0

4.5 3.0 23.0

3.0 4.5

3.0

3.0

3.0

3.0 4.5

3.0
4.5

3.0

2.0

20.0
2.0

Waldabstand

Waldabstand

4. Der Entwurf des Bebauungsplanes bestehend aus:
   Planzeichnung, M 1: 500 mit textlichen Festsetzungen und Begründung vom  07.01.2021
haben in der Zeit vom  11.02.   bis 15.03.2021 während der Öffnungszeiten gemäß  
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Stadtverwaltung zu jedermann Einsicht öffentlich erneut ausgelegen.
Zusätzlich können die Unterlagen über das Internetportal der Stadt Bad Düben unter 
www.bad-dueben.de und im Landesportal 
https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/bplan/startseite oder 
www.bauleitplanung.sachsen.de eingesehen werden.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, 
im Amtsblatt Nr. 2/2021  vom 03.02.2021  ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Von der Umweltprüfung wurde nach § 13 Abs. 3 abgesehen.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

5. Die berührten Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange (TÖB) sind
nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
03.02.2021 erneut aufgefordert 
worden, Stellungnahmen abzugeben.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

3. Die berührten Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange (TÖB) sind
nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
21.07.2020   aufgefordert worden,
Stellungnahmen abzugeben.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

9. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan mit 
Begründung auf Dauer der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und 
über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden am  .................  im Amtsblatt-Nr. ................... 
ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 und 2 BauGB) und weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (vergl. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) 
hingewiesen worden. 
Der Bebauungsplan ist mit Veröffentlichung im Amtsblatt-Nr.  ........... am  ........................  in 
Kraft getreten..

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

8. Die Satzung über den  Bebauungsplan, 
bestehend aus  der Planzeichnung und 
den textlichen Festsetzungen wird hiermit 
ausgefertigt.

Bad Düben, ...........................................

Die Bürgermeisterin

7. Der Bebauungsplan, bestehend 
aus der Planzeichnung und den 
Textfestsetzungen, wurde nach § 10 BauGB
in der Sitzung vom  .................. 
mit Beschluss-Nr.    .................
als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum  Bebauungsplan 
wurde gebilligt.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

6. Die Darstellung der Grenzen und Be-
zeichnungen der Flurstücke stimmt mit 
dem Liegenschaftskataster überein
(Stand ................................................).
Für die Lagegenauigkeit der Grenzdar-
stellung im Plan wird nicht garantiert.

Eilenburg, ...........................................

Vermessungsamt des 
Landkreises Nordsachsen

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes bestehend aus:
-     Planzeichnung, M 1: 500 mit textlichen Festsetzungen und Begründung vom  19.06.2020 
haben in der Zeit vom  24.07.  bis 26.08.2020     während der Öffnungszeiten gemäß  
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Stadtverwaltung zu jedermann Einsicht öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich können die Unterlagen über das Internetportal der Stadt Bad Düben unter 
www.bad-dueben.de und im Landesportal 
https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/bplan/startseite oder 
www.bauleitplanung.sachsen.de eingesehen werden.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, 
im Amtsblatt Nr. 13  vom 15.07.2020  ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Von der Umweltprüfung wurde nach § 13 Abs. 3 abgesehen.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

1. Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am
 20.09.2018  Beschl.-Nr.  6 - 54 - 394
nach § 2 Abs. 1  BauGB die Aufstellung 
des Bebauungsplanes nach § 13 b i.V.m. 
§ 13 a BauGB beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt 
Nr.  9 vom 20.05.2020 öffentlich 
bekannt gemacht.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

VERFAHRENSVERMERKE

EINSICHTMÖGLICHKEITEN IN RECHTSQUELLEN

Die der Planung zugrunde liegenden DIN-Vorschriften können in der
Stadtverwaltung Bad Düben, Bauamt, Markt 11  in
04849 Bad Düben während der Dienstzeiten eingesehen werden.

GRUNDLAGE DER PLANDARSTELLUNG

Plangrundlage vom Grundplan "Kataster mit Grundriss" hergestellt durch Dipl.-Ing. 
(FH) Frank Knobbe (ÖPVI), Delitzsch vom August 2019.
Lagesystem ETRS89, UTM33; Höhensystem DHHN2016
Ergänzungen für den südlichen Teil vom 30.11.2020.

RECHTSGRUNDLAEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414) zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) m.W.v. 
14.08.2020 bzw. 01.11.2020

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -BauNVO)
 in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 
(SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 
(SächsGVBl. S. 706) geändert worden ist 

Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 722) geändert worden ist

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. | S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNSchG)vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), 
das zuletzt durch das Gesetz vom 9. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 243) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Februar 2010 (BGBl. | S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

Raumordnungsgesetz (ROG)  vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist

Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen (Landespla- 
nungsgesetz - SächsLPlG) vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 706)

Gesetz zum Schutz und zur Pflege von Kulturdenkmalen im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Denkmalschutzgesetz - SächsDSchG) vom 03.03.93 (SächsGVBl. S. 229), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. August 2019 (SächsGVBl. S. 644) geändert worden ist

Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz - (SächsKrWBodSchG) vom 
22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S 212), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873) geändert worden ist

Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG vom 17.03.98 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17.05.2013 (BGBl. S. 1274), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873) geändert worden ist

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. l Seite 2585), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) geändert worden ist

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 12.07.2013, (SächsGVBl. S. 503), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 287) geändert 
worden ist

Sächsisches Waldgesetz (SächsWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1
0.04.1992 (SächsGVBl. S. 137), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 
(BGBl. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel 2a des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 2694) geändert worden ist)

Landesentwicklungsplan Sachsen 2013, verbindlich seit 31.08.2013

Regionalplan Westsachsen 2008, verbindlich seit 25.07.08, Teilfortschreibung B87n 
(verbindlich seit 26.01.2012)
Regionalplan Leipzig-Westsachsen in der Satzungsfassung vom 11.12.2020

2.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 89 Abs. 2 SächsBO)

Einfriedungen
Die Einfriedungen von Grundstückseinfahrten, Garagen- und Carportzufahrten sind
mindestens 5m von den öffentlichen Verkehrsflächen einzurücken.
Einfriedungen in Form von geschlossenen Mauern oder Wänden sind nicht zulässig.

3.     NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

3.1 Anbauverbotsvorschrift nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetzes (FStrG)
Längs der Bundesfernstraßen dürfen Hochbauten jeglicher Art in einer Entfernung bis zu 20 m 
außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch-
fahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. 
Das gilt auch für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs.

4.   HINWEISE

4.1 Denkmalschutz
Funde von Sachen, Sachgesamtheiten, Teilen oder Spuren von Sachen, von denen 
anzunehmen ist, dass es sich um Kulturdenkmale handelt, sind gemäß § 20 Abs. 1 
SächsDSchG unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Weitere 
Erläuterungen und Hinweise hierzu können der Begründung entnommen werden.

4.2 Bodenschutz
Das Plangebiet ist nicht im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) erfasst. Es kann somit 
von einer Altlastenfreiheit im Sinne des § 9 in Verbindung mit § 2 Abs. 6 des Bundesboden-
schutzgesetzes (BBodSchG) ausgegangen werden.

Ergeben sich im Zuge der weiteren Planung, Bauvorbereitung und -ausführung Hinweise 
auf schädliche Bodenveränderungen oder/und Altlasten i.S. des § 9 Abs. 1 i.V.m. 
§ 2 Abs. 3 bis 5 BBodSchG (z.B. altlastenrelevante Sachverhalte wie organoleptische 
Auffälligkeiten; Abfall) besteht für den Grundstückseigentümer und Inhaber der tatsäch-
lichen Gewalt nach § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG vom 22. Februar 2019 die Pflicht, 
diese unverzüglich der nach § 19 Abs. 1 SächsKrWBodSchG zuständigen Behörde 
(hier: LRA Nordsachsen, Umweltamt) mitzuteilen.
Im Hinblick auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie zur 
Minimierung baubetrieblicher Bodenbelastungen, sind die auf der Grundlage des 
§ 1a BauGB, § 1 BBodSchG, § 202 BauGB und die in der Begründung gegebenen 
Hinweise zu beachten.

4.3 Immissionsschutz
Schornsteine:
Bei Errichtung bzw. bei wesentlichen Änderungen von Schornsteinen für Feuerungs-
anlagen für feste Brennstoffe müssen für die Austrittsöffnungen die Anforderungen 
des § 19 Abs. 1 der 1. BImSchV beachtet werden.

Photovoltaikanlagen:
Bei Einsatz von Photovoltaikanlagen sollen die im Allgemeinen auftretenden Reflexionen 
der Sonnenstrahlung auf den PV-Modulen entstehenden Blendwirkungen, durch die in 
der Begründung Nr. 7.1 benannten Minderungsmaßnahmen berücksichtigt werden.

Luft-Wärmepumpen: 
Zur Vermeidung von schalltechnischem Konfliktpotential sollen bei Auswahl und Auf-
stellung von Luft-Wärmepumpen (und/oder Klima-, Kühl- oder Lüftungsgeräten) die in 
der Anlage des "LAI - Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten", Stand: 28.08.2013 aufgeführten Hinweise beachtet werden.

4.4 Kampfmittel
Für die Flächen ist beim Kampfmittelbeseitigungsdienst Sachsen keine Belastung mit 
Kampfmitteln bekannt. Sollten bei der Untersuchung / Bauausführung Kampfmittel 
oder andere Gegenstände militärischer Herkunft gefunden werden, wird auf die 
Anzeigepflicht entsprechend der Kampfmittelverordnung verwiesen. Dies gilt auch 
im Zweifelsfall. Es erfolgt dann eine umgehende Beräumung durch den Kampfmittel-
beseitigungsdienst Sachsen. Anzeigen über Kampfmittelfunde nimmt jede Polizei-
dienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst direkt entgegen.
Dem Antragsteller bleibt es freigestellt, auf eigene Kosten vorsorglich Bodenunter-
suchungen zur Gefahrenabwehr durch eine Fachfirma durchführen zu lassen.

4.5 Privatstraße
Die Zufahrt über private Verkehrsfläche bedarf einer rechtlichen Sicherung. Eine rechtliche 
Sicherung liegt vor, wenn eine Grunddienstbarkeit und eine beschränkt persönliche Dienst-
barkeit zugunsten der Bauaufsichtsbehörde im Grundbuch eingetragen oder wenn dafür 
eine Baulast übernommen worden ist. 

4.6 Natürliche Radioaktivität
Das Plangebiet liegt in einem Bereich, in dem wahrscheinlich erhöhte Radonkonzentration
in der Bodenluft vorhanden sind. Es wird empfohlen, die fachlichen Hinweise zum Radon-
schutz zu beachten (siehe auch Begründung).
Bei Fragen kann die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen kontaktiert werden. 
(Telefon: 0371/ 46124-221, Telefax: 0371/ 46124-299, E-Mail: radonberatung@smul.sachsen.de)

4.7 Übergabe von Unterlagen mit geologischem Belang
Es besteht gemäß Geologiedatengesetz (GeolDG) (gilt seit 30.06.2020) die Pflicht zur Anzeige 
geologischer Untersuchungen und zur Übermittlung von Nachweisdaten (z. B. Bohranzeige-
daten = Bohranzeigepflicht) an das LfULG (= zuständige Behörde) nach § 8, zur Übermittlung 
von Fachdaten (z. B. Bohrprofile / Schichtenverzeichnisse = Bohrergebnismitteilungspflicht) 
geologischer Untersuchungen nach § 9 und zur Übermittlung von Bewertungsdaten geologischer 
Untersuchungen (z. B. Baugrundgutachten / Hydrogeologische Gutachten) nach § 10. Es sind 
die jeweiligen Fristen einzuhalten. 
Für Anzeigen von Bohrungen und geophysikalischen Untersuchungen wird weiterhin das Online-
Portal ELBA.SAX (https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba) empfohlen.

4.8 Anwendung der Baumschutzsatzung
Für notwendige Gehölzbeseitigungen zur Schaffung der Baufreiheit auf den privaten Grundstücken 
und für die Erschließungsanlagen ist die Satzung zum Schutz des Gehölzbestandes auf dem 
Gemeindegebiet der Stadt Bad Düben (Baumschutzsatzung) anzuwenden.

4.9 Erneuerbare Energien
Erdwärmeanlagen:
Erdwärmeanlagen sind rechtzeitig bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. Auf Grund der 
örtlichen Lage muss entschieden werden, ob die Errichtung von Erdwärmeanlagen möglich ist 
bzw. ob eine Tiefenbegrenzung erfolgen muss.

Bauweise:
Bei der Ausrichtung der Gebäude sollten Optimierungen beachtet werden, wie beispielsweise eine 
kompakte Bauweise oder 
die Ausnutzung der natürlichen 
Belichtung und Erwärmung durch Sonnenenergie zur Verringerung des Energiebedarfs pro 
Quadratmeter bei gleicher Nutzung und gleichen Baustandards. Eine gegenseitige 
Verschattung der Gebäude sollte durch deren Stellung und Gebäudehöhen vermieden werden. 
Die Südausrichtung größerer Gebäudeflächen ermöglicht eine aktive und passive 
Solarenergienutzung. 

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1.1     Art der baulichen Nutzung 
Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO)
Die allgemeine Zulässigkeit richtet sich nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO.
Zulässig sind Wohngebäude sowie die der Versorgung des Gebietes dienenden 
nicht störenden Handwerksbetriebe. 

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 2 BauNVO 
zulässigen Nutzungen unzulässig: 
- Nr. 2 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und  
  Speisewirtschaften
- Nr. 3 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
  Zwecke.

Weiterhin unzulässig sind nach § 1 Abs. 6 BauNVO die Ausnahmen nach 
§ 4 Abs. 3 BauNVO:
- Nr. 1 Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
- Nr. 3 Anlagen für Verwaltungen,
- Nr. 4 Gartenbaubetriebe und
- Nr. 5 Tankstellen.

Anlagen für erneuerbare Energien (Sonnenenergie und Geothermie) sind in allen 
Baugebieten überall zulässig. 
Windenergieanlagen sind nur in einer Größe wie in § 61 Abs. 1 Nr.3 c SächsBO 
(Verfahrensfreie Bauvorhaben) zulässig.

1.1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Das Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB wird bestimmt durch:
- die Grundflächenzahl GRZ
- Zahl der Vollgeschosse
- maximale Firsthöhe über DHHN 2016
Die zulässige Grundflächenzahl darf durch Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO nicht überschritten werden.

Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstgrenze festgesetzt.
Auf Gebäude montierte Masten, Antennen und ähnliche Anlagen sind bis zu einer Höhe 
von 125 m über DHHN 2016 zulässig. Frei stehende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen
sind bis zu einer Höhe von 120 m über DHHN 2016 zulässig.

1.2  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die in der Planzeichnung 
eingetragenen Baugrenzen nach § 23 BauNVO bestimmt. Nach § 23 Abs. 3 
Satz 2 BauNVO kann ausnahmsweise ein Vortreten von untergeordneten 
Gebäudeteilen bis max. 1,5 m zugelassen werden. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen in Richtung Norden und Süden zum Wald ist 
aufgrund des notwendigen Waldabstandes von 30 m nicht zulässig. Das gilt auch für 
Anlagen, welche nach Bauordnungsrecht in den Abstandsflächen zulässig sind.

1.3  Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Pro Wohneinheit sind im Allgemeinen Wohngebiet mind. 2 Stellplätze je Baugrund-
stück zu schaffen. 
Die Einfahrten von den öffentlichen Verkehrsflächen in die Baugrundstücke sind 
mind. 4,5 m bis max. 5,5 m breit auszuführen. Zusätzlich ist neben den Einfahrten auf den 
privaten Baugrundstücken ein Stellplatz als Längsparkplatz parallel zur Fahrbahn anzuordnen. 
Diese müssen mind. 5,70 m lang + 1 m Aufweitung und 2 m Breite sein und dürfen 
nicht eingefriedet werden, da diese der öffentlichen Mitbenutzung dienen.

1.4  Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
Das unbelastete Niederschlagswasser muss auf den jeweiligen Baugrundstücken 
bevorzugt flächenhaft versickert oder entsprechend wiederverwendet werden. 
Notwendige Flächen oder Anlagen dazu sind im gesamten Geltungsbereich zulässig.
Eine Einleitung in den Schmutzwasserkanal ist nicht möglich.

1.5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Vermeidungsmaßnahme:
Um die Auswirkungen von Erdarbeiten und der Versiegelung auf das Schutzgut Boden 
zu mindern ist der Oberboden auf den in Anspruch genommenen Flächen nach 
DIN 18 300 in einer Stärke von 30 cm (Ap-Horizont) abzutragen, zu sichern und bei 
Bedarf wieder aufzutragen.

Die Beläge aller Stellplätze, Wegeanlagen und Terrassen sind, soweit das Eindringen von 
wassergefährdenden Stoffen ausgeschlossen werden kann, aus versickerungsfähigem 
Material ( Pflaster mit Rasenfuge oder Rasengitterplatten) zu gestalten. Das gilt auch für 
die Stellplätze neben den Einfahrten nach 1.3 (Längsparkplatz).

Für alle geplanten Lichtanlagen der Außenbereiche sind Leuchten mit LED zu verwenden, 
welche einen nach unten ausgerichteten Lichtkegel und warmweißes Licht mit niedrigem 
UV-Anteil besitzen. Schmuckbeleuchtungen (z.B. Adventsbeleuchtung) sind davon 
ausgenommen.

1.6 Besondere Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Für das Plangebiet sind in Teilbereichen Lärmvorbelastungen durch Straßenverkehr 
vorhanden, die oberhalb der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete nach 
DIN 18005 liegen.
Durch Anordnung der Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung sind die 
Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Sofern eine 
Anordnung aller Wohn- und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten nicht möglich ist, sind vorrangig die Schlafräume den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten 
muss ein ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, 
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden. Wohn-/Schlaf-
räume in Ein-Zimmer-Wohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.
Ist die Anordnung in Ausnahmefällen von Schlaf- und Kinderzimmern an der lärmzuge-
wandten Gebäudeseite nicht auszuschließen, so sind diese Räume mit schallgedämpften 
Lüftungsöffnungen (aus hygienischen Gründen und zum Abführen der Feuchte notwendige 
integrierte künstliche Be- und Entlüftung) auszustatten.
Die zu erwartenden Pegelverteilungen sowie die zu erwartenden maßgeblichen Außenlärm-
pegel und Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109, denen die geplante Bebauung durch den 
Einsatz von passiven Schallschutzmaßnahmen entgegen wirken muss, sind dem schall-
technischen Gutachten mit der Berichtsnummer ECO 20 0 20 005 der ECO AKUSTIK GmbH 
mit Stand vom 21. April 2020 zu entnehmen.
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist für Neubauten ab Lärmpegelbereich IV 
und höher der Nachweis über die Einhaltung des erforderlichen Schalldämmmaßes von 
Außenbauteilen nach DIN 4109 zu erbringen. Nur bei Anordnung von Schlaf- und Kinder-
zimmern an der lärmzugewandten Gebäudeseite sind die maßgeblichen Außenlärmpegel 
und Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 für die Nacht heranzuziehen.
Die Grenzen der Lärmpegelbereiche IV (tags) + (nachts) sind in der Planzeichnung dargestellt.

1.7 Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern nach § 9 Abs. 1  Nr. 25a BauGB 
Alle nicht überbaubaren Flächen innerhalb der Allgemeinen Wohngebietes sind als 
dauerhafte Grünanlagen mit standortgerechten einheimischen Baum- und Straucharten 
sowie mit Wiesen und Rasenflächen gärtnerisch zu gestalten und/oder zu erhalten. 
Je 300 m² Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum mit einem Stammumfang 
von 14 - 16 cm oder zwei Obstbäume (Halbstamm) zu pflanzen. Alle Gehölze sind 
dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind gleichwertig oder gleichartig zu ersetzen. 
Spätestens zwei Jahre nach Nutzungsaufnahme sind die Pflanzmaßnahmen auf den 
privaten Grundstücken abzuschließen.

Maßnahme M 1: 
Auf den Flurstücken 12/43 und 13/7  ist innerhalb des Grünstreifens der Anbauverbotszone 
der Bundesstraße auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen eine Hecke anzulegen. Folgende Arten und Qualitäten sind zu verwenden:
Arten und Qualitäten der Heckengehölze:
Anzahl          Art                   Bot Name                    Qualität
10        Bluthartriegel      Cornus sanguineum       Str., 60-100
12        Weißdorn           Crataegus monogyna     Str., 60-100
10        Besenginster      Cytisus scoparius           Str., 60-100
10        Schlehe              Prunus spinosa               Str., 60-100
10        Hundsrose          Rosa canina                   Str., 60-100
12        Eberesche          Sorbus aucuparia            Str., 60-100
Die Maßnahme ist spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Erschließungsstraße
im Plangebiet fertigzustellen.
Die Hecke kann im Zuge der Grundstücksteilung an den noch zu bildenden Flurstücks-
grenzen um 1 m unterbrochen werden, eine Gesamtfläche von mindestens 300 m² ist 
dabei einzuhalten. Sie ist von den künftigen Eigentümern dauerhaft zu erhalten. 
Ausfälle sind gleichwertig und gleichartig zu ersetzen.

Vorhandene Bäume und Anpflanzungen sind während der Bauarbeiten weitgehend 
zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen.

Schotter- und Kiesflächen zur Gartengestaltung sind nicht zulässig.

Fassaden und Dachbegrünungen werden zur Verbesserung des Kleinklimas 
empfohlen.
Einheimische Baum- und Straucharten sind u.a. in der Begründung als Anlage aufgeführt.

1.8  besondere Festsetzung nach § 9 Absatz 2 BauGB 
Bauliche Nutzungen innerhalb der im Teil 2 der Planzeichnung dargestellten Erweiterung 
des Baufelds im Allgemeinen Wohngebiet sind bis zum Vorliegen der Waldumwandlungs-
genehmigung für den südlich angrenzenden vorhandenen Wald unzulässig.
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1. Planungsrechtliche Festsetzung

1.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  

1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Grundflächenzahl (§ 19 Abs.1 BauNVO)
hier: GRZ = 0,4

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO)
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maximal Firsthöhe über DHHN 2016

Füllschema der Nutzungsschablone:

    Art der                         Zahl der
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Grundflächenzahl      Bauweise

max.Gebäudehöhe über DHHN 2016
                                   

1.3  Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

1.4  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
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Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier private Verkehrsfläche

1.5 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünfläche

private Grünfläche

1.6 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.7 Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind
Anbauverbotszone Bundesstraße (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Lärmpegelbereiche; hier Lärmpegelbereich IV, tags
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